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Das BMJV hat am 22.9.2025 einen RefE zur Neuordnung und Anpassung von Vorschriften im Berufsrecht der Rechtsanwälte

und weiterer rechtsberatender Berufe veröffentlicht (vgl. BMJV, PM Nr. 55/2025 vom gleichen Tag). Danach sollen verschiedene

Regelungen im Berufsrecht der rechtsberatenden Berufe neu strukturiert, vereinheitlicht und verständlicher gestaltet werden.

Erfasst von der Neuordnung seien vor allem Regelungen für die aufsichtsrechtliche Tätigkeit der Anwalts- und Steuerberater-

kammern und zur ehrenamtlichen Tätigkeit bei den Berufsgerichten. Zudem sehe der Entwurf Erleichterungen und erweiterte

Möglichkeiten bei der Zulassung vor. Schließlich solle der Verbraucherschutz im Inkassorecht gestärkt werden. Maßgeblich

seien vor allem folgende geplante Änderungen: Anpassungen bei Rechtsbehelfen im Aufsichtsrecht: Im Bereich der Rechtsbehel-

fe im Aufsichtsrecht sollen die Regelungen bei den Rechtswegen und den verfahrensrechtlichen Bestimmungen insgesamt

klarer und kohärenter gefasst werden. Dazu sollen Anpassungen in der BRAO, der PAO und dem StBerG vorgenommen werden.

Für Rechtsbehelfe gegen rechtliche Hinweise, Rügen, Auskunftsverlangen und Zwangsgelder von Rechtsanwälten soll einheit-

lich das Anwaltsgericht zuständig und die VwGO anzuwenden sein. In der PAO und im StBerG sollen vergleichbare Änderungen

vorgenommen werden. Zudem sollen derzeit bestehende Probleme mit der gesetzlich nicht konkret geregelten sog. „missbilli-

genden Belehrung“ gelöst werden. In diesem Kontext soll der Begriff der „Belehrung“ künftig durch denjenigen des „rechtli-

chen Hinweises“ ersetzt werden. Abwicklung von Kanzleien: Die Regelungen zur Abwicklung von Kanzleien sollen in BRAO,

PAO, StBerG und in der WPO modifiziert werden. Dadurch soll eine übermäßige Belastung der Kammern verhindert werden,

ohne dass das bewährte Konzept der Abwicklungen grundsätzlich in Frage gestellt wird. Verbraucherschutz bei Inkasso: Im RDG

soll durch verschiedene Maßnahmen wie der Schutz der Verbraucher insbesondere im Bereich des Inkassorechts verbessert

werden. So sollen bspw. im Fall von sog. Konzerninkasso die Schutzvorschriften des RDG künftig anwendbar sein. Bisher gelten

diese nicht, wenn ein Unternehmen innerhalb einer Unternehmensgruppe offene Forderungen für andere Gesellschaften des-

selben Konzerns einzieht. Weitere bürokratische Erleichterungen für rechtsberatende Berufe: Zudem sind für Rechtsanwälte, Syn-

dikusanwälte sowie steuerberatende Berufsausübungsgesellschaften bürokratische Erleichterungen vorgesehen. Bei verschie-

denen anderen Voraussetzungen für anwaltliche Tätigkeiten soll es zudem punktuelle Anpassungen geben. Gelegenheit zur

Stellungnahme zum RefE besteht bis zum 31.10.2025.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BVerfG: Unzulässige Verfassungsbeschwer-

den gegen Beschlüsse des BGH zu Schieds-

klauseln in Investitionsschutzverträgen

Mit am 18.9.2025 veröffentlichten Beschlüssen

hat die 1. Kammer des Zweiten Senats des

BVerfG über zwei Verfassungsbeschwerden ent-

schieden, die sich gegen Entscheidungen des

BGH zur Frage der Wirksamkeit von Schiedsklau-

seln in Investitionsschutzverträgen richten.

Gegenstand der Verfassungsbeschwerde im

Verfahren 2 BvR 1277/23 ist ein Beschluss des

BGH, der die Unzulässigkeit eines laufenden

ICSID-Schiedsverfahrens über eine Klage der

Beschwerdeführerinnen – Investoren aus EU-

Mitgliedstaaten – gegen die Bundesrepublik

Deutschland auf Grundlage des Vertrags über

die Energiecharta feststellte. Er verwies hierbei

auf die sogenannte Achmea-Rechtsprechung

des EuGH, wonach Art. 267, 344 AEUV Bestim-

mungen über Schiedsklauseln in internationa-

len Übereinkünften zwischen EU-Mitgliedstaa-

ten entgegenstehen.

Im Verfahren 2 BvR 85/24 rügt die Beschwerde-

führerin, die Republik Indien, die unterlassene

Anrufung des EuGH durch den BGH zur Klärung

der Vereinbarkeit einer Schiedsklausel des zwi-

schen der Bundesrepublik Deutschland und der

Republik Indien geschlossenen bilateralen Inves-

titionsschutzvertrags mit dem Unionsrecht. Der

BGH stellt in seiner Entscheidung darauf ab, dass

die Achmea-Rechtsprechung nicht auf einen bi-

lateralen Investitionsschutzvertrag zwischen ei-

nem Mitgliedstaat der Europäischen Union und

einen Drittstaat zu übertragen sei.

Die Verfassungsbeschwerden blieben ohne Er-

folg, sie sind unzulässig. Die Beschwerdeführer

in den jeweiligen Verfahren haben die behaup-

teten Rechtsverletzungen nicht hinreichend sub-

stantiiert dargelegt. Vgl. im Übrigen die vollstän-

dige PM.

BVerfG, Beschlüsse vom 31.7.2025 –

2 BvR 1277/23, 2 BvR 85/24
(BVerfG, PM Nr. 83/2025 vom 18.9.2025)

BGH: Aufrechnung, Gegenseitigkeit, Dritt-

schadensliquidation, Aufrechnungsverbot

a) In den Fällen der Drittschadensliquidation ist

der Inhaber der verletzten Rechtsstellung grund-

sätzlich zur Aufrechnung gegenüber dem Schä-

diger berechtigt.

b) Das Aufrechnungsverbot des § 394 Satz 1

BGB in Verbindung mit § 850 Abs. 1 und 2,

§ 850c Abs. 1 ZPO kann auch dann bestehen,

wenn die vergüteten Dienstleistungen (§ 850

Abs. 2 ZPO) von einem freiberuflich Tätigen er-

bracht werden (Anschluss an BGH, Urteile vom

8. Dezember 1977 – II ZR 219/75, WM 1978, 109

und vom 5. Dezember 1985 – IX ZR 9/85, BGHZ

96, 324 sowie Beschluss vom 20. Mai 2015 –

VII ZB 50/14, NJW-RR 2015, 1406).

BGH, Urteil vom 11.9.2025 – III ZR 274/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-2241-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Kein Schadensersatzanspruch nach

namentlicher Nennung in Demonstrations-

aufruf

a) Einer auf Unterlassung einer Äußerung gerich-

teten Klage ist grundsätzlich bereits dann statt-

zugeben, wenn die Äußerung einen mehrdeuti-

gen Aussagegehalt aufweist und in einer der

nicht fernliegenden Deutungsvarianten das all-

gemeine Persönlichkeitsrecht des von ihr Betrof-

fenen verletzt. Demgegenüber ist bei der Prü-

fung zivilrechtlicher Sanktionen – wozu auch

der Anspruch auf Geldentschädigung gehört –

der rechtlichen Beurteilung diejenige Deutungs-

variante zu Grunde zu legen, die dem in An-

spruch Genommenen günstiger ist und den Be-

troffenen weniger beeinträchtigt.

b) Ein sich aus der Verletzung der unionsrechtli-

chen Bestimmungen zum Datenschutz ergeben-

der Anspruch aus Art. 82 Abs. 1 DSGVO schließt

Schadensersatzforderungen wegen Verstoßes

gegen nationale Vorschriften nicht aus; ein An-

spruch auf Ersatz materiellen oder immateriellen

Schadens kann sich auch im Falle der uneinge-

schränkten Geltung der Datenschutz-Grundver-

ordnung unter dem Gesichtspunkt der Verlet-

zung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts ggf.

zusätzlich aus § 823 Abs. 1 BGB i. V. m. Art. 1

Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG ergeben.

c) Unterfällt ein Datenverarbeitungsvorgang dem

Medienprivileg (hier: Art. 85Abs. 2DSGVO i. V. m.

§ 23 Abs. 1 Satz 4 MStV), muss er sich nicht an

Art. 6 und Art. 7 DSGVO messen lassen mit der
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